
Zur Abmilderung der dramatischen Preissteigerungen im  
Energiesektor wurde das Unternehmens-Energiekosten-
zuschussgesetz (UEZG) beschlossen, um besonders energie-
intensive Unternehmungen durch Zuschüsse zu stützen. 

Das vorliegende Gesetz regelt dabei nur den groben Rah-
men der Unterstützung und die Detailfragen sollen im Rah-
men einer (bei Drucklegung noch nicht veröffentlichten) För-
derungsrichtlinie geklärt werden. Wesentliche Aussagen kön-
nen jedoch bereits zu folgenden Punkten getroffen werden:

Der Energiekostenzuschuss versteht sich als Unterstützung 
sogenannter energieintensiver Unternehmungen im Hin-
blick auf die gestiegenen Energiekosten. Die Förderung wird 
als Zuschuss gewährt und nach Antragstellung und Abrech-
nung ausbezahlt. Anträge können für zwischen 1.2.2022 und 
31.12.2022 verwirklichte Sachverhalte gestellt werden. Das 
Ende der Einreichfrist soll durch die aktuell noch offene För-
derungsrichtlinie festgelegt werden. Es besteht kein Rechts-
anspruch auf eine Förderung und die Abwicklung der Förde-
rungen soll durch die Austria Wirtschaftsservice GmbH (AWS) 
erfolgen.

Als energieintensive Unternehmungen gelten solche, bei denen 
sich die Energie- und Strombeschaffungskosten auf mindes-
tens 3,0 % des Produktionswertes belaufen oder die zu ent-
richtende nationale Energiesteuer mindestens 0,5 % des Mehr-
werts beträgt. Nähere Details betreffend die Begriffe „Produk-
tionswert“ sowie „Mehrwert“ und deren genaue Berechnung 
werden im Rahmen der noch offenen Förderungsrichtlinie ver-
öffentlicht.

Der Zuschuss ist grundsätzlich mit € 400.000,00 pro Unter-
nehmen für den betriebseigenen Verbrauch von Treibstof-
fen, Strom und Gas gedeckelt. Allerdings können abhän-
gig von Betroffenheit und Branche auch Mehraufwendun-
gen für Strom und Erdgas mit einem höheren Zuschuss als 
€ 400.000,00 gefördert werden. Anspruchsberechtigt sind 
nur bestehende energieintensive Unternehmen mit Sitz oder 
Betriebsstätte in Österreich.

Um Mehrfachförderungen auszuschließen, sind allfällige sons-
tige durch öffentliche Rechtsträger gewährte Unterstützungs-
leistungen für Energie- und Strompreise bei den förderfähigen 
Kosten abzuziehen. 
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Energiekostenzuschuss – Wer darf auf einen  
Zuschuss hoffen?
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Rechnungsberichtigung

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite  3
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Wie wurde der Zinssatz bei Stundungs-, Anspruchs-, 
Aussetzungs-, Beschwerde- und Umsatzsteuerzinsen 
angepasst?

Die Höhe der Stundungs-, Aussetzungs-, 
Anspruchs-, Beschwerde- und Umsatz-
steuerzinsen ist vom jeweils geltenden 
Basiszinssatz abhängig. Der Basiszins-
satz verändert sich entsprechend dem 
von der Europäischen Zentralbank auf 
ihre Hauptrefinanzierungsoperationen 
angewendeten Zinssatz. 

Veränderungen von insgesamt weniger 
als 0,5 Prozentpunkten seit der jeweils 
letzten Änderung des Basiszinssatzes 
bleiben dabei außer Betracht. Mit dem 
Abgabenänderungsgesetz 2022 wurde 
nun auch eine eigene Verzinsungsre-
gelung für bestimmte Sachverhalte im 

Bereich der Umsatzsteuer geschaffen.

Nach einer Erhöhung am 27.7.2022 gel-
ten nach einer weiteren Erhöhung mit 
Wirksamkeit ab 14.9.2022 nun neu fol-
gende Zinssätze:

Leistungen einer Wohnungseigentümergemeinschaft: 
Welcher Umsatzsteuersatz ist bei kurzfristiger  
Vermietung anwendbar?

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) 
hatte kürzlich folgenden Sachverhalt 
zu beurteilen: Eine Wohnungseigen-
tümergemeinschaft (WEG) erbrachte 
gegenüber den Wohnungseigentümern 
Leistungen der Erhaltung und Verwal-
tung des Betriebs der Liegenschaft. Das 
Gebäude besteht aus zwei Geschäftsein-
heiten im Erdgeschoss und 27 Wohnun-
gen in den Obergeschossen. Die WEG 
hatte ihre Leistungen an die Wohnungs-
eigentümer insoweit dem Normalsteu-
ersatz unterzogen, als diese auf die bei-
den Geschäftseinheiten entfielen. In 
Bezug auf die Wohnungen hatte sie den 
ermäßigten Umsatzsteuersatz (10  %) 
zur Anwendung gebracht.

Im Zuge einer abgabenbehördlichen 
Prüfung wurde festgestellt, dass die 
Wohnungen von den jeweiligen Woh-
nungseigentümern teilweise touristisch 
als Ferienwohnungen genutzt worden 
seien, teilweise aber auch für eigene 
(kurzfristige) Wohnzwecke. Das Aus-
maß der „als Ferienwohnungen genutz-
ten Einheiten“ wurde mit 75 % ange-
nommen. In Bezug auf diese 75 % (bis-
her dem USt-Satz von 10 % unterzo-
gen) wurde davon ausgegangen, dass 
von einer Option zur Steuerpflicht aus-
zugehen sei und diese Umsätze dem 
Normalsteuersatz unterlägen.

Gegen die entsprechenden neuen 
Umsatzsteuerbescheide erhob die WEG 
Beschwerde. Das Bundesfinanzgericht 
(BFG) folgte der Beschwerde und argu-
mentierte unter anderem wie folgt: Ob 
die Wohnungseigentümer ihre Wohnun-
gen selbst bewohnten oder ob sie darin 
Feriengäste gegen Entgelt beherberg-
ten, ändere nichts daran, dass die Woh-
nungen jedenfalls Wohnzwecken dien-
ten. Wohnzwecken diene eine Wohnung 
in allen Fällen, in denen Menschen auf 
Dauer Aufenthalt und Unterkunft in der 
Wohnung gewährt werde. Diese Vor-
aussetzung sei auch bei einer wochen-
weisen oder auch einer nur tageweisen 
(z. B. im Rahmen eines „Wochenend-
urlaubs“) Vermietung an Feriengäste 
erfüllt.

Gegen dieses BFG Erkenntnis richtet sich 
die ordentliche Revision des Finanzamts 
beim Verwaltungsgerichtshof (VwGH), 
welcher das Erkenntnis des BFG mit fol-
gender Begründung aufhob:

Der VwGH hat in bisherigen Erkennt-
nissen zu Recht erkannt, dass Grund-
stücke, Gebäude oder Teile und An- 
lagen dann Wohnzwecken dienen, wenn 
sie dazu bestimmt sind, in abgeschlosse-
nen Räumen privates Leben zu ermög-
lichen und Menschen somit auf Dauer 

Aufenthalt und Unterkunft gewähren.  
Wird eine Wohnung bloß für wenige 
Wochen oder gar Tage überlassen, kann 
von einem Aufenthalt „auf Dauer“ keine 
Rede sein. Darin unterscheidet sich der 
Begriff der „Wohnzwecke“ auch von 
jenem der „Beherbergung“ (im Sinne 
des Umsatzsteuergesetzes). Denn wäh-
rend der „Wohnzweck“ einen Zustand 
beschreibt, der grundsätzlich auf Dauer 
ausgelegt ist, erfasst der Begriff der 
Beherbergung die Zurverfügungstellung 
einer bloß vorübergehenden Wohnmög-
lichkeit. 

Basiszinssatz 0,63 %

Stundungszinsen 2,63 %

Aussetzungszinsen 2,63 % 

Anspruchzinsen 2,63 %

Beschwerdezinsen 2,63 %

Umsatzsteuerzinsen 2,63 %
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Was ist bei der Rechnungskorrektur in der  
Umsatzsteuer zu beachten?

Die korrekte Ausstellung von Rechnun-
gen ist für Zwecke der Umsatzsteuer 
von besonderer Bedeutung. So ist eine 
korrekt ausgestellte Rechnung aus Sicht 
des Leistungsempfängers das wich-
tigste Instrument, um den Vorsteuerab-
zug geltend zu machen. Für den Leisten-
den wiederum kann eine auf der Rech-
nung falsch ausgewiesene Steuer zu 
einer Steuerschuld kraft Rechnungs-
legung führen. Wurde eine Rechnung 
falsch ausgestellt, so stellt sich häufig 
die Frage, wer diese zu berichtigen hat 
und wie die Berichtigung vorzunehmen 
ist.

Wer darf eine Rechnung berichtigen

Der Rechnungsempfänger ist grund-
sätzlich nicht berechtigt, eine erhaltene 
Rechnung, die zum Nachweis des Vor-
steuerabzugs dient, selbst zu berich-
tigen. Die Berichtigung ist demnach 
durch den Aussteller der Rechnung vor-
zunehmen. Entsprechendes gilt auch für 
Gutschriften. Abseits dieser Grundrege-
lung lässt die Finanzverwaltung jedoch 

auch eine Berichtigung durch den Leis-
tungsempfänger in bestimmten Fäl-
len, wie bei Rückwaren oder nicht ver-
tragsgemäßer Lieferung, zu, indem die-
ser eine Belastungsnote ausstellt. Der-
artige Belastungsnoten können jedoch 
nur unter den für die Erteilung von Gut-
schriften vorgesehenen Bedingungen 
als Rechnungen (Gutschriften) aner-
kannt werden.

Wie kann eine Rechnung berichtigt 
werden

Wie die Berichtung einer falsch ausge-
stellten Rechnung zu erfolgen hat, steht 
im Ermessen des Rechnungsausstellers, 
sofern diese Berichtigung schriftlich 
erfolgt und dem Empfänger nachweis-
lich zugestellt wird. In der Praxis kom-
men hierfür neben Stornierungen mit 
gleichzeitiger Neuausstellung auch häu-
fig Berichtigungsnoten zur Anwendung.

 • Bei einer Berichtigungsnote wird 
keine neue Rechnung ausgestellt, son-
dern im Rahmen der Berichtigungs-

note werden unter Bezugnahme auf 
die ursprüngliche Rechnung die not-
wendigen Änderungen vorgenom-
men. Diese Form der Berichtigung 
bietet den Vorteil, dass es dabei im 
Rahmen der Korrektur zu keiner Steu-
erschuld aufgrund der Rechnungsstel-
lung kommen kann. 

 • Bei einer Neuausstellung wird die alte 
Rechnung storniert und durch eine 
neue Rechnung ersetzt. Wird im Rah-
men der Neuausstellung wieder die 
gleiche Rechnungsnummer verwen-
det, so muss die neue Rechnung einen 
Hinweis enthalten, dass es sich um 
eine berichtigte Rechnung handelt. 
Wird hingegen eine neue Rechnungs-
nummer vergeben, so ist im Rahmen 
der neuen Rechnung ebenfalls auf die 
ursprüngliche Rechnung und deren 
Rechnungsnummer zu verweisen. 
Wird dieser Verweis unterlassen, so 
kommt es zu einer zusätzlichen Steu-
erschuld für den Rechnungsaussteller 
jeweils im Rahmen der alten und der 
neuen Rechnung. 
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Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz (ASVG) regelt die 
Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung aller unselbst-
ständig beschäftigten Personen in Österreich.

Die Geringfügigkeitsgrenze und die Höchstbeitragsgrund-
lage werden jedes Jahr mit der aktuell gültigen Aufwertungs-
zahl neu errechnet. Sie beträgt für das Jahr 2023: 1,031.

Die Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt bleibt abzuwar-
ten.

VORAUSSICHTLICHE ASVG-WERTE FÜR 2023

Höchstbeitragsgrundlage

 täglich     € 195,00

monatlich   € 5.850,00 

jährlich für Sonderzahlungen € 11.700,00

Höchstbeitragsgrundlage monatlich 
für freie Dienstnehmer ohne Sonderzahlung

€ 6.825,00

Geringfügigkeitsgrenze monatlich € 500,91 

Grenzwert für pauschalierte Dienstgeberabgabe € 751,37

OKTOBER 20222

Wie wurde der Zinssatz bei Stundungs-, Anspruchs-, 
Aussetzungs-, Beschwerde- und Umsatzsteuerzinsen 
angepasst?

Die Höhe der Stundungs-, Aussetzungs-, 
Anspruchs-, Beschwerde- und Umsatz-
steuerzinsen ist vom jeweils geltenden 
Basiszinssatz abhängig. Der Basiszins-
satz verändert sich entsprechend dem 
von der Europäischen Zentralbank auf 
ihre Hauptrefinanzierungsoperationen 
angewendeten Zinssatz. 

Veränderungen von insgesamt weniger 
als 0,5 Prozentpunkten seit der jeweils 
letzten Änderung des Basiszinssatzes 
bleiben dabei außer Betracht. Mit dem 
Abgabenänderungsgesetz 2022 wurde 
nun auch eine eigene Verzinsungsre-
gelung für bestimmte Sachverhalte im 

Bereich der Umsatzsteuer geschaffen.

Nach einer Erhöhung am 27.7.2022 gel-
ten nach einer weiteren Erhöhung mit 
Wirksamkeit ab 14.9.2022 nun neu fol-
gende Zinssätze:

Leistungen einer Wohnungseigentümergemeinschaft: 
Welcher Umsatzsteuersatz ist bei kurzfristiger  
Vermietung anwendbar?

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) 
hatte kürzlich folgenden Sachverhalt 
zu beurteilen: Eine Wohnungseigen-
tümergemeinschaft (WEG) erbrachte 
gegenüber den Wohnungseigentümern 
Leistungen der Erhaltung und Verwal-
tung des Betriebs der Liegenschaft. Das 
Gebäude besteht aus zwei Geschäftsein-
heiten im Erdgeschoss und 27 Wohnun-
gen in den Obergeschossen. Die WEG 
hatte ihre Leistungen an die Wohnungs-
eigentümer insoweit dem Normalsteu-
ersatz unterzogen, als diese auf die bei-
den Geschäftseinheiten entfielen. In 
Bezug auf die Wohnungen hatte sie den 
ermäßigten Umsatzsteuersatz (10  %) 
zur Anwendung gebracht.

Im Zuge einer abgabenbehördlichen 
Prüfung wurde festgestellt, dass die 
Wohnungen von den jeweiligen Woh-
nungseigentümern teilweise touristisch 
als Ferienwohnungen genutzt worden 
seien, teilweise aber auch für eigene 
(kurzfristige) Wohnzwecke. Das Aus-
maß der „als Ferienwohnungen genutz-
ten Einheiten“ wurde mit 75 % ange-
nommen. In Bezug auf diese 75 % (bis-
her dem USt-Satz von 10 % unterzo-
gen) wurde davon ausgegangen, dass 
von einer Option zur Steuerpflicht aus-
zugehen sei und diese Umsätze dem 
Normalsteuersatz unterlägen.

Gegen die entsprechenden neuen 
Umsatzsteuerbescheide erhob die WEG 
Beschwerde. Das Bundesfinanzgericht 
(BFG) folgte der Beschwerde und argu-
mentierte unter anderem wie folgt: Ob 
die Wohnungseigentümer ihre Wohnun-
gen selbst bewohnten oder ob sie darin 
Feriengäste gegen Entgelt beherberg-
ten, ändere nichts daran, dass die Woh-
nungen jedenfalls Wohnzwecken dien-
ten. Wohnzwecken diene eine Wohnung 
in allen Fällen, in denen Menschen auf 
Dauer Aufenthalt und Unterkunft in der 
Wohnung gewährt werde. Diese Vor-
aussetzung sei auch bei einer wochen-
weisen oder auch einer nur tageweisen 
(z. B. im Rahmen eines „Wochenend-
urlaubs“) Vermietung an Feriengäste 
erfüllt.

Gegen dieses BFG Erkenntnis richtet sich 
die ordentliche Revision des Finanzamts 
beim Verwaltungsgerichtshof (VwGH), 
welcher das Erkenntnis des BFG mit fol-
gender Begründung aufhob:

Der VwGH hat in bisherigen Erkennt-
nissen zu Recht erkannt, dass Grund-
stücke, Gebäude oder Teile und An- 
lagen dann Wohnzwecken dienen, wenn 
sie dazu bestimmt sind, in abgeschlosse-
nen Räumen privates Leben zu ermög-
lichen und Menschen somit auf Dauer 

Aufenthalt und Unterkunft gewähren.  
Wird eine Wohnung bloß für wenige 
Wochen oder gar Tage überlassen, kann 
von einem Aufenthalt „auf Dauer“ keine 
Rede sein. Darin unterscheidet sich der 
Begriff der „Wohnzwecke“ auch von 
jenem der „Beherbergung“ (im Sinne 
des Umsatzsteuergesetzes). Denn wäh-
rend der „Wohnzweck“ einen Zustand 
beschreibt, der grundsätzlich auf Dauer 
ausgelegt ist, erfasst der Begriff der 
Beherbergung die Zurverfügungstellung 
einer bloß vorübergehenden Wohnmög-
lichkeit. 

Basiszinssatz 0,63 %

Stundungszinsen 2,63 %

Aussetzungszinsen 2,63 % 

Anspruchzinsen 2,63 %

Beschwerdezinsen 2,63 %

Umsatzsteuerzinsen 2,63 %

© fizkes  - Adobe Stock.com

© Jo Panuwat D  - Adobe Stock.com

www.schmollmueller-partner.at



OKTOBER 20224

Factoring ist eine Form der Unternehmensfinanzierung.  
Es kann eine Alternative zum herkömmlichen Bankkre-
dit darstellen. Beim Factoring, verkauft der Unterneh-
mer seine Forderungen an eine Factoringgesellschaft  
(Factor). Er erhält dabei sofort einen Teil des Rechnungs-
betrags. Die Wartezeit vom Ausstellen der Rechnung bis 
zum Zahlungseingang des Kunden entfällt somit. Der 
Kunde bezahlt dann direkt an das Factoringunternehmen. 

Durch den sofortigen Zahlungseingang verbessert sich die 
Zahlungsfähigkeit des Unternehmens. Oft übernimmt der 
Factor auch das gesamte Forderungsmanagement. Er erle-
digt somit auch das Mahn- und Inkassowesen. Das Risiko 
eines Zahlungsausfalls kann auch auf den Factor übertra-
gen werden.

Meist müssen alle Forderungen an den Factor abgetreten 
werden. Es ist nicht möglich nur einzelne zu verkaufen. 
Der Kunde zahlt direkt an die Factoringgesellschaft. Das 
kann bei Kunden den Gedanken auslösen, dass das Unter-
nehmen in Zahlungsschwierigkeiten steckt. Somit kann  
Factoring unter Umständen dem Ruf des Unternehmens 
schaden. 

Die einzelnen Factoringunternehmen haben unterschied-
liche Konditionen. Neben der Factoringgebühr werden 
auch Zinsen und sonstige Gebühren verrechnet. Die Kos-
ten sind meist auch abhängig von der Bonität des Kun-
den, dem Markt, dem Riskio und der Kundenstruktur des 
Unternehmens. 

WAS BEDEUTET FACTORING?
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Wie sind Antiquitäten in 
Büroräumlichkeiten  
steuerlich zu beurteilen?
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Für betrieblich genutzte Antiquitäten sieht das Einkommen-
steuergesetz Einschränkungen bei der steuerlichen Abzugs-
fähigkeit vor. Im Folgenden finden Sie eine Übersicht (Aus-
wahl) zu den entsprechenden Regelungen in den Einkommen-
steuerrichtlinien:

 • Als Antiquitäten gelten Gegenstände, die älter als 150 
Jahre sind sowie Gegenstände, denen ein besonderer Wert 
aufgrund der Herkunft aus einer besonderen Stilepoche 
zukommt. 

 • Aufwendungen für ausschließlich betrieblich genutzte Anti-
quitäten (z. B. einen als Büroschrank genutzten Barock-
schrank) sind regelmäßig dem Grunde nach angemessen, 
dabei ist auf den Nutzungseinsatz abzustellen. Es muss eine 
konkrete funktionale Verbindung zum Betrieb bestehen. 
Das bloße Zurschaustellen von Antiquitäten in betrieblich 
genutzten Räumen bewirkt nicht von vornherein ihre Eigen-
schaft als Betriebsvermögen.

 • Maßgeblich für die Feststellung der Angemessenheit der 
Höhe nach ist der Vergleich mit einem zweckentsprechen-
den (qualitativ hochwertigen) neuen Möbelstück oder Ein-
richtungsgegenstand (Normalausstattung), das eine ent-
sprechende Funktion erfüllt. Ergibt ein derartiger Vergleich, 
dass die Anschaffungskosten der Antiquitäten um mehr als 
25  % höher sind, ist der 100 % übersteigende Betrag als 
unangemessen auszuscheiden (Vergleich nur bei Gegen-
ständen mit einem "echten" funktionalen Wert sinnvoll). 
Bei Anschaffungskosten der einzelnen Antiquitäten bis 
€  7.300,00 unterbleibt die Angemessenheitsprüfung der 
Höhe nach.

 • Antiquitäten und andere Kunstgegenstände unterliegen 
im Regelfall keiner Abnutzung, da sie durch den Gebrauch 
nicht entwertet werden. Eine Abschreibung für Abnutzung 
kommt auch für die der Höhe nach angemessenen Aufwen-
dungen nicht in Betracht. 

VERBRAUCHERPREISINDIZES

Fälligkeitsdatum 17. Oktober 2022

USt, NoVA, WerbeAbg  für August

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für September

Monat Jahres-
inflation %

VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

August 2022 9,3 112,6 121,8

Juli 2022 9,4 112,6 121,8

Juni 2022 8,7 111,5 120,6
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